
Umweltorientierte Raumplanung zur 

Katastrophenvorsorge 

Von Walter Danz 

Der Alpenraum hat Zukunft. Es geht nur darum, 
welche Zukunft dies sein wird. Zwei Entwicklungen 

sind denkbar: 

(1) Das bisherige Mengenwachstum wird fortgesetzt. 
Siedlungen, Verkehrs-, Industrie- und Freizeitan­

lagen schieben sich immer weiter auf gefährdete 
Flächen vor. Damit ist zwangsläufig eine Zunahme 
von Umweltkatastrophen verbunden. Die Medien­

berichterstattung über diese Katastrophen kann 

die Tourismusnachfrage beeinträchtigen. Dies 
dürfte zum Rückzug von Kapital und Wirtschaft 
und damit zum Verlust von Arbeitsplätzen und 

Einwohnern führen. 

(2) Wirtschaftswachstum und Umweltzerstörung wer­

den entkoppelt. Dazu ist eine konsequente Um­
weltvorsorgepolitik auf allen Ebenen notwendig. 

Sie führt zu einer zurückhaltenden Entwicklung 
von Siedlungen, Verkehrs-, Industrie- und Frei­

zeitanlagen. Wirtschaft und Arbeitsmarkt werden 

sich auf hohem Niveau einpendeln, die Bevölke­
rungsbilanz wird positiv. 

Um die zweite, die positive Entwicklung verwirk­

lichen zu können, muß die Raumplanung deutlich 

aufgewertet werden. Sie muß die Umwelt wesentlich 
stärker in ihre Planung einbeziehen. Manchmal hört 
man, die Raumplanung wird nicht mehr gebraucht, 

weil doch "nicht mehr viel geht". Das ist falsch. Ein 
Beispiel für das Gegenteil ist die "Umweltverträglich­
keitsprüfung" (UVP). Sie wird EG-weit eingeführt 
und soll auch in Deutschland stärker in die Planungs­

verfahren eingebaut werden. 

Wenn der Natur- und Umweltschutz in der Raum­
planung ein stärkeres Gewicht bekommt, steigert sich 

ihre Qualität. Sie muß aber gleichzeitig neue Pflichten 
übernehmen: Im Alpenraum muß sie großflächige 

Ruhegebiete sichern, Gefahrenzonen bezeichnen, um­
weltverträgliche und grenzüberschreitende Verkehrs­

konzepte entwickeln etc. 

Die Zukunft des Alpenraumes kann nur durch eine 
bessere Umweltvorsorgepolitik gesichert werden. 

Diese Politik wird wesentlich durch die Mitarbeit der 
Natur- und Umweltschutzverbände unterstützt. Ihre 
Initiativen bereiten den Boden für ein höheres Um­
weltbewußtsein der Bevölkerung. Das wiederum ist 

Voraussetzung für parlamentarische Mehrheiten zur 
Durchsetzung der notwendigen Umweltvorsorge­

politik. 
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1. Medien-Echo: 

Spiegel unterschiedlicher Interessenlagen 

Ich kann es nicht mehr hören: "Alptraum Alpenraum ", 

"Die Alpen-Katastrophe", "In den Alpen tickt eine Zeit­

bombe", "Die Bergwelt ist nicht zu retten", "Die Alpen, 

das Umwelt-Pulverfaß", "Alpen-Apokalypse" usw. usf. 

Soweit ist es mit dem Alpenraum nicht - noch nicht! 

Es fällt auf, daß die Schlagzeilen um so negativer wer­

den, je weiter die jeweilige Redaktion von den Alpen ent­

fernt ist. Innerhalb oder am Rande der Alpen verfaßte Be­

richte über den Katastrophensommer 1987 lesen sich dem­

gegenüber wesentlich nüchterner. Das Medien-Echo auf 

die Vorgänge im Alpenraum ist also gespalten: Die 

"Katastrophen-Propheten" - und das sind keineswegs 

nur Journalisten - sitzen überwiegend in den Verdich­

tungsräumen weit außerhalb der Alpen, während die 

"Leisetreter" vor Ort dafür sorgen, daß Informationen 

über eingetretene Unfälle und Schäden möglichst harm­

los dargestellt und gering verbreitet werden. 

Das gespaltene Medien-Echo spiegelt die unterschied­

lichen Interessenlagen wieder: Aus der Perspektive der Be­

völkerung der außeralpinen Verdichtungsräume werden 

die Alpen häufig nur als Urlaubsparadies, Freizeitpark, 

Sportgelände, Transitraum wahrgenommen. Wenn dann 

ein Bergrutsch die Illusionen von Paradies und gefahrloser 

Freizeitlandschaft zerstört, wenden sich die Gäste anderen 

Räumen zu. Um diese Entscheidung zu rechtfertigen, 

darf schon ein wenig übertrieben werden ... 

Ganz anders die Perspektive der ortsansässigen Bevölke­

rung in den Alpen: Sie kennt die Gefahren im Gebirge, 

sie weiß, daß es auch früher extreme Witterungslagen mit 

der Folge von Überschwemmungen und Hangrutschun­

gen gegeben hat, sie hat die sicheren Lagen besiedelt und 

die gefährdeten Bereiche gemieden. Heute leben viele 

Alpenbewolmer - in manchen Regionen ist es die Mehr­

zahl - vom Tourismus und deshalb auch in der Angst, 

den existenzsichemden Gast zu verlieren. Diese Angst ist 

nicht unbegründet, deshalb darf schon ein wenig unter­

trieben werden ... 

Die unterschiedliche Interessenlage wird am Beispiel 

des Skisports besonders deutlich. So hat der schneearme 

Winter 1987/88 den Anbietern von Schneekanonen einen 

ungeahnten Auftragsboom beschert, obwohl die wissen­

schaftlichen Belege für Umweltbelastungen durch Be-
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schneiungsanlagen weiter zunehmen. "Kunstschnee be­

droht die Natur" (München), "Verbot von Schneekanonen 

verlangt" (Bern), "Schneekanonen - Schüsse auf die Hei­

mat" (München), so und ähnlich klingt der außeralpine 

Tenor. "Kunstschnee schützt Landschaft" (St. Moritz), 

"Schneekanonen in Tirol bewähren sich bestens" (Inns­

bruck), "Sclmeekanonen sichern Arbeitsplätze" (St. 

Moritz), so lauten die Stellungnahmen aus dem Alpen­

raum. 

Offensichtlich fällt es schwer, ein objektives Bild von 

der Situation im Alpenraum zu gewinnen. Steuert die Ent­

wicklung dem unausweichlichen Ruin zu oder besteht 

noch Hoffnung? Wenn ja, unter welchen Voraussetzun­

gen? 

2. Alpen-Zukunft: Nur durch konsequente Umwelt­

vorsorge 

Der Alpenraum hat Zukunft. Die Tatsachen sprechen 

eine eindeutige Sprache: 

- Zentrale Lage in Europa - also als Ganzes ein Zentral­

raum, kein peripheres Gebiet. 

- Hohe Zuwachsraten von Bevölkerung und Arbeits­

plätzen in den alpennahen Verdichtungsräumen nörd­

lich und südlich der Alpen sowie entlang der inner­

alpinen Transiträume - also insgesamt ein Aktivraum, 

kein Passivraum. 

- Hoher Anteil des Dienstleistungssektors an den Er­

werbstätigen - also als Ganzes ein relativ konjunktur­

stabiler Raum, wenig abhängig von Branchenkrisen 

im produzierenden Gewerbe. 

- Hoher Freizeitwert im Sommer und vor allem auch 

im Wmter bei hervorragender Infrastrukturausstattung 

- also als Wohn-, Arbeits- und Tourismusstandort 

gleichermaßen attraktiv. 

Die weitere wirtschaftlich und gesellschaftlich positive 

Entwicklung des Alpenraums scheint damit auch lang­

fristig vorgezeichnet. Dabei wird nicht verkarmt, daß es 

innerhalb des Alpenraums kleinräumig oft erhebliche 

Unterschiede im Entwicklungsstand und in der Entwick­

lungsrichtung gibt. Wie jedoch die Analyse von Konjunk­

turzyklen zeigt, karm eine positive wirtschaftliche Ent­

wicklung durch das Herbeireden negativer Einflußfak­

toren durchaus in ihr Gegenteil verkehrt werden ("selfful­

filling prophecy"). Die rückläufigen Gästeübernachtungs-
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zahlen in einigen Teilen der Alpen und insbesondere Öster­

reichs deuten darauf hin, daß der Zeitpunkt nicht mehr 

fern ist, ab dem sich der Imageverlust durch Negativ­

Schlagzeilen auch in finanziellen Verlusten durch Nach­

frage-Rückgang manifestiert. 

An diesem Punkt sind die Zukunftsplaner für den 

Alpenraum gefordert: Es geht nicht um die Frage, ob der 

Alpenraum eine Zukunft hat, sondern darum, welche 

Zukunft dies sein wird. Zwei Entwicklungen sind denk­

bar: 

(1) Status-Quo-Szenario: 

- Weiteres Wachstum von Siedlungs-, Verkehrs-, In­

dustrie- und Freizeitanlagen ohne größere umweltbe­

dingte Restriktionen 

- Weitere Inanspruchnahme gefährdeter Flächen für 

diese Anlagen, da die sicheren Flächen bereits besetzt 

sind 
- Weitere Herabsetzung des Puffervermögens der al­

pinen Ökosysteme durch fortschreitenden Verlust der 

Schu tzfunktionen des Bergwaldes und der . standort­

heimischen Vegetation 

- Damit weitere Zunahme von Umweltkatastrophen mit 

der Folge entsprechender Medienberichterstattung 

- Ergebnis: Rückläufige Tourismusnachfrage, Rückzug 

von Kapital und Wirtschaft wegen hoher Umwelt­

risiken, Verlust von Arbeitsplätzen, Teilabwanderung 

der Bevölkerung. 

(2) Umweltvorsorge-orientiertes Szenario: 

- Restriktive Entwicklung von Siedlungs-, Verkehrs­

Industrie- und Freizeitanlagen unter hohen Umwelt­

schutz- und Sicherheitsauflagen 

- Beschränkung der Entwicklung auf die in Gefahren­

zonenplänen als relativ sicher ausgewiesenen Flächen, 

Modernisierung vorhandener Einrichtungen statt 

Neubau "auf der grünen Wiese" 

- Allmähliche Stabilisierung der alpenländischen Öko­

systeme durch Belastungsminderungen als Folge kon­

sequenter Anwendung rigoroser Umweltschutz- und 

Planungsvorschriften 

- Damit positives Image des Alpenraumes in der Öffent­

lichkeit 

- Ergebnis: Gleichgewichtslage auf qualitativ hohem 

Niveau zwischen Angebot und Nachfrage in Touris-

mus, Gesamtwirtschaft und Arbeitsmarkt, aktive Be­

völkerungsbilanz. 

Fazit: 

Nur das umweltvorsorge-orientierte Szenario ermög­

licht dem Alpenraum eine positive Zukunftsentwicklung 

und ist deshalb gesellschaftspolitisch verantwortbar. Der 

konsequent angewandten Umweltvorsorgepolitik konunt 

dabei die Schlüsselrolle auf allen Planungs- und Entschei­

dungsebenen zu. Restriktive Zielvorgaben zur Verbesse­

rung der Umwelt-Standards und strenge Kontrollen zu 

deren Einhaltung sind somit kein Makel, sondern das 

Gütezeichen einer verantwortungsvollen Politik zum 

Wohle aller Bürger und Gäste im Alpenraum. Nur rigorose 

Umweltvorsorge führt zur Entkoppelung von Wirt­

schaftswachstum und Umweltzerstörung und damit zu 

einer lebenswerten Zukunft im Alpenraum. 

3. Raumplanung: Aufwertung durch Umweltvor­

sorgepolitik 

Konsequente Umweltvorsorgepolitik ist ohne deut­

liche - auch politische - Aufwertung der Raumplanung 

kaum möglich. Es ist töricht, wenn in Verkennung ihrer 

Aufgaben seit Jahren die Auffassung vertreten wird, die 

Raumplanung werde nicht mehr gebraucht, weil ja ohne­

hin "nichts mehr geht" und Geld und Personal auf Ein­

zelmaßnahmen im Natur- und Umweltschutz konzen­

triert werden müßten. Sicherlich brauchen sowohl Natur­

schutz als auch technischer Umweltschutz noch sehr viel 

mehr Geld. Aber gerade in einem ökologisch so sensiblen 

Raum wie dem Alpenraum ist die S tandortfrage, die räum­

liche Lage einer Einrichtung, das Zusammenspiel von 

technischer Infrastruktur, ökologischen Standortbedin­

gungen (= Sicherheit der Lage) und wirtschaftlicher Ren­

tabilität häufig von entscheidender Bedeutung für Erfolg 

oder Mißerfolg eines Vorhabens. Die Koordinierung, Be­

wertung, Abwägung zwischen technischen, ökologischen, 

winschaftlichen und sozialen Belangen stellt bei der Rea­

lisierung des umweltvorsorge-orientierten Szenarios hohe 

Anforderung an "die Planer", welcher Fachrichtung sie 

auch immer angehören mögen. 

Früher waren die Planungsaufgaben relativ einfach zu 

lösen: Straße, Industriebetrieb oder Seilbahn konnten ge­

baut werden, wenn die technischen Normen erfüllt, die 

Wtrtschaftlichkeit vermutet und die Umweltbeeinträchti­

gungen "in Grenzen" gehalten werden konnten. 
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Heute und in Zukunft muß dem ARGE-ALP-Grund­

satz Rechnung getragen werden, daß bei unlösbaren Ziel­

konflikten zwischen ökologischer Belastbarkeit und öko­

nomischen Erfordernissen den ökologischen Belangen im 

Alpenraum der Vorrang einzuräumen ist, wenn eine we­

sentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürli­

chen Lebensgrundlagen droht. Konkrete Kriterien zur 

Umsetzung dieses Grundsatzes liegen bisher nur für 

wenige Eingriffsarten vor. Die Lücken müssen jedoch 

rasch geschlossen werden, wenn die EG-weit vor der Ein­

führung stehende Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

ihre Funktion in den Planungsyerfahren erfüllen soll. 

Die UVP ist ein wichtiger Baustein der Umweltvor­

sorgepolitik, deren Effizienz nicht zuletzt von der Inte­

gration in das offizielle Planungsinstrumentarium im je­

weiligen Alpenstaat abhängt. W:ihrend etwa in Bayern 

die UVP als zweistufiges Verfahren voll in das bereits 

vorhandene Planungsinstrumentarium eingebaut werden 

soll (Stufe 1: Behördenverbindliches Raumordnungsver­

fahren; Stufe 2: Für alle Beteiligten verbindliches Plan­

feststellungs- bzw. Genehnligungsverfalrren), wird z.B. 

in der Schweiz die UVP als ein vom Antragsteller eines 

Vorhabens Zu lieferndes Fachgutachten in das Genehmi­

gungsverfahren eingebracht. Beide Varianten haben aus 

der Sicht der konsequent vollzogenen Umweltvorsorge­

politik Vor- und Nachteile. Es spricht jedoch einiges für 

die Annahme, daß eine von Amtswegen durchzuführende 

UVP im Ergebnis mehr Umweltbelange berücksichtigt 

als ein vom Projektwerber "bestelltes" Gutachten. 

Konsequente Umweltvorsorgeplanung geht jedoch so­

wohl materiell als auch verfahrenstechnisch weit über die 

UVP hinaus. 

4. Umweltorientierte Raumplanung: Pflichtenheft 

aufstellen 

Das Pflichtenheft einer durch die Umweltkomponente 

aufgewerteten Raumplanung ist vielseitig: So sollten künf­

tig z.B. die folgenden Probleme im Rahmen einer umwelt­

orientierten Raumplanung gelöst werden: 

- Sicherung großflächiger "Ruhegebiete" in allen Alpen­

ländern als Regenerationsräume, in denen die Natur 

weitestgehend sich selbst überlassen bleibt (neben all­
gemeinen Erschließungsverboten z.B. auch Betriebs­

verbote von Heliskiing, Gleitschirmfliegen, Überfliegen 
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in niedriger Höhe mit Luftfahrzeugen aller Art (auch 

Ultraleichtflugzeugen), von Mountain-Bikes und son­

stigen technischen Geräten, die durch Lärm und/oder 

Bewegungsvorgänge den Charakter eines Ruhegebietes 

stören. 

- Bezeichnung von Gefahrenzonen und Aufstellung von 

Gefahrenzonenplänen für Lawinen-, Wildbach-, Über­

schwemmungs- und Hangrutschgebiete als integrierte 

Bestandteile der Regionalpläne und der kommunalen 

Bauleitpläne. 

- Erarbeitung eines umweltverträglichen grenzüber­

schreitend abgestirrunten Verkehrskonzepts für den 

Alpenraum, das umweltfreundliche Verkehrsmittel 

(Bahn, Fahrrad) besonders fördert, auf Verkehrsredu­

zierung abstellt, den öffentlichen Personennahverkehr 

optimiert, den Gütertransitverkehr weitestmöglich 

auf die Schiene verlagert und die offenen Fragen im 

Zusammenhang mit den geplanten "Alpentransver­

salen" beantwortet. 

- Veranlassung der Ausarbeitung von Kriterienkata­

logen, Checklisten, Richtlinien, Grenzwerten und 

Normen, die bei den verschiedensten Arten von Um­

weltverträglichkeitsprüfungen im Rahmen der vor­

handenen Planungsverfahren angewendet werden 

können. 

- Integration der vorhandenen Informationen und Kar­

tierungen zum Arten- und Biotopschutz in alle Ent­

wicklungsprogramme auf Landes-, Regions- und Ge­

meindeebene. Verbindliche Festsetzung eines repräsen­

tativen Schutzflächennetzes nach vergleichbaren Kri­

terien in allen Alpenländern. 

- Mitwirkung bei der Steuerung des raumordnungsge­

rechten Strukturwandels in der Berglandwirtschaft mit 

dem Ziel, möglichst viele Bergbauernbetriebe als Trä­

ger alpenländischer Kultur und Pfleger der Kultur­

landschaft zu erhalten. Erarbeitung von Kriterien, nach 

denen die für die Gesellschaft wichtigen, nicht pro­

duktionsgebundenen Leistungen der Bergbauern zu 

entgelten sind (Entgelt für Landschaftspflege und/ 

oder Nichtnutzung). 

- Erarbeitung alpenspezifischer - gegebenenfalls nach 

der Belastbarkeit abgestufter - Kriterien für eine um­

weltverträgliche Siedlungs-, Infrastruktur- und Wirt­

schaftsentwicklung; Abgrenzung der Räume, für die 

diese Kriterien geltel1 sollen. 

- Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusarnrnen-
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arbeit mit dem Ziel, gleichwertige Grundsätze, Ziele, 

Kriterien und Grenzwerte beiderseits von Staatsgren­

zen verbindlich anzuwenden; vor allem sollten die Ge­

biete mit vergleichbarer natürlicher Ausstattung nach 

älmlichen Kriterien behandelt werden, z.B. Zusam­

menführung von grenzüberschreitenden Schutzge­

bieten. 

5. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit: 

Fortschritte und Defizite 

Von der Wirtschaft können wir lernen, was Effizienz 

ist. In verschiedenen Alpenländern angesiedelte Unter­

nehmen arbeiten nicht nur zusammen, sie beteiligen 

sich auch häufig gegenseitig, stimmen ihre Produkt­

paletten aufeinander ab, ja fusionieren sogar mit dem 

Ziel, am jeweils günstigsten Standort kostensparend 

und marktgerecht zu wirtschaften. Viele Unterneh­

men planen ihre wirtschaftlichen Aktivitäten lang­

fristig, wobei die Unternehmensziele einer ständigen 

Erfolgskontrolle durch das finanzielle Ergebnis unter­

worfen werden. 

Bei Regierungen und Behörden fehlt der Zwang zur 

Erfolgskontrolle zumindest hinsichtlich des wirtschaft­

lichen Ergebnisses. Zwar werden Unternehmensziele 

- der Wirtschaft vergleichbar - in Form von Pro­

grammen und Plänen verschiedenster Art aufgestellt, 

deren Vollzugsergebnisse jedoch nicht den harten 

Marktbedingungen von Angebot und Nachfrage unter­

worfen sind. Demzufolge sind gelegentlich mehr oder 

weniger hohe Defizite im Vollzug dieser Programme 

und Pläne festzustellen. 

Im nationalen Bereich lassen sich diese Defizite 

häufig noch in Grenzen halten; im grenzüberschrei­

tenden Bereich fehlt jedoch eine einheitliche Kontroll­

instanz völlig, wenn es sich um rechtlich unverbind­

liche Erklärungen, Deklarationen, Resolutionen, Char­

tas oder Leitbilder handelt. Deshalb ist es nicht ver­

wunderlich, daß hier die Vollzugsdefizite bei den ge­

meinsam beschlossenen Zielen und Grundsätzen relativ 

hoch sind. 

Das Problem gewinnt an Bedeutung, wenn es sich 

um Defizite bei der Umweltvorsorge handelt. Wie ein­

gangs gezeigt, hat der Alpenraum nur eine positive Zu­

kunft zu erwarten, wenn das umweltvorsorge-orien-

tierte Szenario und nicht das Status-Quo-Szenario 

zum Zuge kommt. Vollzugsdefizite in der Umwelt­

vorsorgepolitik fördern jedoch den Trend zum nega­

tiven Status-Quo-Szenario. Der Abbau dieser Defizite 

u.a. durch die konsequente Instrumentierung einer 

umweltorientierten Raumplanung sind notwendige Vor­

aussetzungen zur Verwirklichung des positiven Kontrast­

Szenarios. 

Hier setzt die gesellschaftspolitische Verantwortung 

der seriösen Umweltverbände an. Durch ihre umwelt­

vorsorge-orientierten Initiativen bereiten sie den Bo­

den für ein höheres Umweltbewußtsein der Bevölke­

rung, für eine höhere Sensibilisierung der Öffentlich­

keit bezüglich umweltpolitischer Entscheidungen, die 

in den Alpenländern nur durch Mehrheitsbeschlüsse 

der gewählten Parlamente zustande kommen können. 

Damit schließt sich die Kausalkette: Ohne brei tange­

legte Initiativen der Umweltverbände keine sensibili­

sierte Öffentlichkeit, ohne diese keine Mehrheiten für 

die notwendige Umweltvorsorgepolitik und ohne sol­

che keine positive Zukunft für den Alpenraum. 

6. Beispiel CIPRA: 10 Gebote zur Umweltvorsorge 

im Alpenraum 

Für die Internationale Alpenschutzkommission 

CIPRA waren die Unwetterkatastrophen des Som­

mers 1987 Anlaß, 10 Gebote zur Sicherung und Um­

weltvorsorge im Alpenrau'm aufzustellen. Dabei ließ 

sich die CIPRA u.a. von der Überzeugung leiten, 

daß nur eine konsequente umweltorientierte Raum­

planung in Verbindung mit rigoros vollzogenen Um­

weltschutzauflagen gleichermaßen in allen Alpenlän­

dern dazu führen kann, künftige Katastrophen auf ihre 

naturgegebenen Ursachen zu beschränken. Diese Be­
schränkung auf die unvermeidliche naturgegebene 

Katastrophen-Komponente muß das Ziel jeder verant­

wortungsvollen Politik für den Alpenraum sein. Des­

halb hält die CIPRA die Beachtung der folgenden 10 

Gebote durch alle für den Alpenraum Verantwortli­

chen für dringend erforderlich: 

1. Gebot: Gefahrenzonenpläne flächendeckend auf­

stellen 

Die zuständigen Behörden in den Alpenländern sol­

len - soweit noch nicht geschehen - kurzfristig die-
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jenigen Gebiete als Gefahrenzonen bezeichnen, die 

durch Hochwasser, Muren, Steinschlag, Wildbäche 

und Lawinen bedroht sind. Die Gefahrenzonenpläne 

sind zur Grundlage der kommunalen Bauleitplanung, 

der Verkehrs- und der Tourismusplanung zu machen. 

2. Gebot: Die Schutzfunktionen des Bergwaldes 

erhalten 

Die Regierungen der Alpenländer müssen m emer 

konzertierten Aktion alle kurzfristig einsetzbaren In­

strumente zur Rettung des Bergwaldes mobilisieren, 

wenn der Verlust seiner unersetzlichen Schutzfunk­

tionen nicht zu einer Katastrophe unvorstellbaren 

Ausmaßes führen soll. Das bedeutet, daß der Berg­

wald von allen durch den Menschen verursachten Be­

lastungen unverzüglich zu befreien ist. Zu diesen Be­

lastungen gehören u.a. 

- die Einwirkung von Luftschadstoffen, die teilweise 

über große Entfernungen verfrachtet, aber auch aus 

heimischen Quellen emittiert werden und in bestimm­

ten Höhenlagen den Bergwald extrem schädigen 

- die durch Trophäenjagd und nicht strukturgemäße 

Wildbewirtschaftung bedingten örtlich viel zu hohen 

Schalenwildbestände 

- die Veränderung des natürlichen Waldaufbaus für die 

Holzproduktion und die häufig praktizierten Kahl­

schläge 

- die Rodung für Siedlungs-, Infrastruktur- und Frei­

zeitzwecke 

- eine auf die Spitze getriebene Erschließungspraxis mit 

Forststraßen 

- das Begehen und/oder Befahren alpiner Flächen durch 

Wanderer und Skifahrer außerhalb vorgegebener Rou­

ten, soweit dies Natur- und Landschaft beeinträchtigt. 

3. Gebot: Die Existenz der Berglandwirtschaft sichern 

Die Agrarpolitik muß dem Bergbauern ein zweites, der 

Nahrungsmittelproduktion gleichwertiges Einkommen 

für seine Leistungen zur Erhaltung der alpinen Kultur­

landschaft auf Dauer sichern. Ohne Bergbauern können 

weder das labile ökologische Gleichgewicht, insbesondere 

auf den Almflächen der Hochlagen, noch die alpenländi­

sehe Kultur als Heimat von 7 Millionen Menschen auf­

rechterhalten werden. Deshalb müssen die Europäischen 

Gemeinschaften und die Nationalstaaten für die Berg-
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gebiete ihre auf subventionierte Überschußproduktion und 

Umweltbelastung ausgerichtete Agrarpolitik aufgeben 

und die Existenz der Bergbauern unverzüglich durch ge­

sellschafts- und umweltpolitisch begründete Leistungs­

entgelte sichern, z.B. durch Entgelte für besonders um­

weltverträgliche Bewirtschaftung, für Sonderleistungen 

der Bergbauern zur Pflege schutzwürdiger Biotope und 

für Aufforstungen sowie für Einschränkungen der Berg­

landwirtschaft in Schutzgebieten. Insbesondere müssen 

jene Räume unter Schutz gestellt werden, die für ein alpen­

weites repräsentatives Schutzflächennetz dringend be­

nötigt werden. Die CIPRA begrüßt die bayerische Ini­

tiative eines "Jahrhundertvertrages für die Landwirt­

schaft" und fordert die Bayerische Staatsregierung auf, 

Fördermittel insbesondere für landeskulturelle und lan­

despflegerische Leistungen in den am stärksten benach­

teiligten Bergbauernbetrieben des Alpenraums einzu­

setzen. 

4. Gebot: Zu sanfteren Tourismusformen übergehen 

Die Regierungen der Alpenländer sollen im Interesse 

der langfristigen Einkommenssicherung ihrer Bürger durch 

den Tourismus dafür Sorge tragen, daß das "Kapital 

Kulturlandschaft und gesunde Umwelt" ungeschmälert 

erhalten bleibt. Die bisherige touristische Entwicklung, 

insbesondere durch Wmtersport-Großprojekte und den 

Zweitwohnungs-Boom, hat in manchen Gebieten der 

Alpen bereits zu einer wesentlichen und langfristigen Be­

einträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen geführt. 

Die Sicherheits- und Umweltrisiken des technisierten 

"harten" Tourismus (z.B. Versiegelung großer Flächen 

durch Verkehrsanlagen und Skipisten, die das Regen­

wasser nicht in den Boden eindringen lassen) müssen des­

halb durch den Übergang zu "sanfteren" Tourismus­

formen ohne größere technische Infrastrukturen gemin­

dert werden. 

Für den Umbau von Skipisten in Richtung höherer 

Umweltverträglichkeit sind Richtlinien auszuarbeiten 

und rasch verbindlich zu erklären. In allen Alpenländem 

sollen großflächige Naturschonzonen oder Ruhegebiete 

ausgewiesen werden, die von touristischen Infrastruk­

turen freizuhalten sind (Beispiel: Alpenplan-Zonierung 

in Bayern). Die Zonenplanungen sind beiderseits von 

Länder- und Staatsgrenzen aufeinander abzustimmen. 
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5. Gebot: Den Verkehr umweltverträglicher organi­

sieren 

Die Alpenländer müssen im Interesse der Sicherung der 

Existenzgrundlagen ihrer Bürger den luft- und bodenbe­

lastenden Verkehr durch folgende Sofortmaßnahmen um­

weltverträglicher organisieren: 

- Gestattung des Alpen-Transits auf der Straße nur noch 

für schadstoffarme Kraftfahrzeuge, die dem jeweiligen 

Stand der Abgasreinigungstechnik am besten entspre­

chen. Für alle übrigen Kraftfahrzeuge ist der Alpen­

Transit auf der Schiene vorzusehen (Huckepackver­

kehr). 

- Zur Entlastung der Transitstraßen sind die dringend 

erforderlichen und planerisch seit langem vorbereite­

ten Entscheidungen für den Bau von Eisenbahn-Basis­

tunnels sofort zu fällen. Die mit dem Bau dieser Tun­

nels verbundenen Belastungen sind durch qualifizierte 

Umweltverträglichkeitsprüfungen so gering wie mög­

lich zu halten. 

- Die Alpenländer müssen ihren eigenen Kraftfahrzeug­

bestand - insbesondere auch Lastkraftwagen und 

Busse - raschestmöglich auf schadstoffarme Antriebs­

arten umrüsten. 

- In den Gefahrenzonen (vgl. 1. Gebot) sind weitere 

Flächenversiegelungen durch Autobahnen, Straßen, 

Parkplätze, Wirtschaftswege und Skipisten sofort zu 

stoppen. 

- Der öffentliche Personennahverkehr ist so auszubauen, 

daß die Kraftfahrzeug-Benutzung im Nahbereich grö­

ßerer Siedlungen weitgehend entbehrlich wird. 

Die CIPRA begrüßt die LKW-Tonnagebegrenzung in 

der Schweiz und fordert die übrigen Alpenstaaten auf, 

sich aus Gründen des vorsorgenden Umweltschutzes dem 

Schweizer Vorbild anzuschließen. 

6. Gebot: Die Luftschadstoffe drastisch vermindern 

Alle europäischen Staaten müssen zur Erhaltung des 

Bergwaldes sowie zum Schutz des Bodens und der Gewäs­

ser die Richtlinien zur Verminderung der Luftschadstoffe 

drastisch verschärfen. Hierfür beispielgebend sind manche 

Regelungen in der Schweiz und Österreich. Mit Sonder­

programmen zum Immissionsschutz, zur Energieein­

sparung und zur Nutzung der Sonnenenergie können die 

Betreiber von Groß- und Kleinfeuerungsanlagen frei-

willig zur frühzeitigen Reduzierung ihrer Schadstoffemis­

sionen veraniaßt werden. Für lufthygienische Belastungs­

gebiete in den Alpen - dazu gehören u.a. Transitrouten, 

industrielle und großstädtische Verdichtungsräume -

sollen Smogalarmpläne mit niedrigen Auslösegrenzwer­

ten in Kraft gesetzt werden. 

7. Gebot: Die Gewässer naturnah erhalten und schützen 

Die Wasserwirtschaftsverwaltungen sollen bei allen 

beabsichtigten technischen Eingriffen in den alpinen 

Wasserhaushalt mit den Umweltbehörden aufs engste 

zusammenarbeiten. Entwässerung von Feuchtflächen, 

Bach- und Flußbegradigungen sowie der Bau großer 

Speicherbecken und Bachbeileitungen sollen im Alpen­

raum grundsätzlich nicht mehr vorgenommen werden. 

Für bereits bestehende Speicher und Wasserableitungen 

müssen Mindestwassermengen vorgeschrieben und bei 

Auslaufen der Verträge alle Möglichkeiten der Rück­

führung zu naturnahen Verhältnissen ausgeschöpft wer­

den. Naturnahe Bäche, Flüsse und Seen sind in diesem 

Zustand zu belassen und einschließlich eines angemessen 

breiten Uferstreifens unter Schutz zu stellen. Die Wild­

bachverbauung soll verstärkt nach ökologischen Grund­

sätzen arbeiten. 

8. Gebot: Das Vollzugsdefizit im Umweltvorsorgerecht 

beseitigen 

Die zuständigen Behörden der Alpenländer sollen die 

Beachtung der vorhandenen Richtlinien zur Sicherheit 

und Umweltvorsorge regelmäßig kontrollieren. Trotz 

der in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlichen 

Rechtsgrundlagen gibt es überall erhebliche Vollzugsde­

fizite im Umweltvorsorgerecht. So hätte es nicht sein dür­

fen, daß auch in den letzten Jahren z.B. immer noch 

- in Gefahrenzonen gebaut 

- Schutzwald für Skipisten gerodet 

- Wintersportprojekte in oder am Rande von Schutzge-

bieten realisiert 

- Skipistenplanierungen und der Einsatz von Schnee­

kanonen ohne Genehmigung durchgeführt 

- Großemittenten von Luftschadstoffen nur zögerlich 

zur Wahrnehmung ihrer Rauchgas-Reinigungspflich­

ten veranlaßt 

- die Verjüngung des Bergwaldes durch rechtswidrig 

hohe Schalenwildbestände vernichtet 
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- Feuchtbiotope trockengelegt 

worden sind. Die CIPRA begrüßt deshalb den Beschluß 

der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer, wonach "erkannte 

Defizite nach ihren Ursachen analysiert werden und zum 

Auffinden neuer Wege und Strategien zur künftigen Ver­

meidung derartiger Defizite führen müssen". Die CIPRA 

fordert alle Alpenländer auf, für ihr Staatsgebiet regel­

mäßig (z.B. alle zwei Jahre) einen Bericht über die Fort­

schritte beim Vollzug des Umweltvorsorge-Instrumen­

tariums zu veröffentlichen. 

9. Gebot: Der Umweltvorsorgepolitik Vorrang vor 

Katastrophenmanagement einräumen 

Die Regierungen der Alpenländer müssen aus Gründen 

der Sicherung ihres Lebensraumes der Raumordnungs­

und Umweltpolitik einen höheren politischen Stellenwert 

einräumen. Nicht Katastrophenmanagement - von Akut­

fällen abgesehen - ist das Gebot der Stunde, sondern die 

weitere Verbesserung der Sicherungs- wld Umweltvor­

sorgemaßnahmen. 

Neben der Gefahrenzonenplanung (1. Gebot) und den 

übrigen bereits genannten Maßnahmen (Gebote 2 - 8) ge­

hört dazu insbesondere die rechtsverbindliche Einführung 

der Umweltverträglichkeitsprüfung für raumbedeutsame 

Planungen und Maßnahmen in allen Alpenländern. Dar­

über hinaus haben Gemeinden und Behörden endlich dem 

ARGE-ALP-Grundsatz im Einzelfall Geltung zu ver­

schaffen, wonach im Interesse künftiger Generationen 

den ökologischen Belangen dann der Vorrang einzuräumen 

ist, wenn bei Zielkonflikten zwischen Ökonomie und 

Ökologie eine wesentliche und langfristige Beeinträchti­

gung der natürlichen Lebensgrundlagen droht. Zur Er-
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mittlung der Tatbestände, durch welche Eingriffe und 

Maßnahmen natürliche Lebensgrundlagen wesentlich und 

langfristig beeinträchtigt werden, sind einfach handhab­

bare Richtlinien auszuarbeiten und raschestmöglich für 

verbindlich zu erklären. 

10. Gebot: Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

effizienter gestalten 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Alpen­

raum ist - verglichen mit anderen europäischen Groß­

räumen - schon recht gut entwickelt. Trotzdem muß im 

Interesse der Alpenbewohner und Touristen die Um­

setzung der gemeinsamen Sicherungs- und Umweltpolitik 

weiter verbessert werden. Unverbindliche gemeinsame 

Leitbilder "greifen" nicht, wie etwa der von den Regie­

rungschefs der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer bereits 

1981 beschlossene, aber nur von wenigen Mitgliedsländern 

umgesetzte Grundsatz zeigt, daß" Grundlage für die Sied­

lungsplanung eine Gefahrenzonenplanung sein soll, in der 

die Gefährdungsbereiche (Hochwasserüberflutungsbe­

reiche, Wildbäche und Muren, Lawinenzüge etc.) ausge­

wiesen sind". 

Die CIPRA fordert deshalb eine höhere Effizienz der 

grenzüberschreitenden Zusanlillenarbeit in den Alpen­

ländern in Richtung verbindlicher Vereinbarungen, z.B. 

in Form einer multilateralen Konvention zur Sicherung 

von Natur und Heimat im Alpenraum. 
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